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Am 3. Juli 2013 fand eine öffentli-
che Anhörung des Innenausschusses 
im Landtag Baden-Württemberg 
statt. Die Gewerkschaft der Polizei 
hatte die Möglichkeit, ihre Haltung 
zur Polizeistrukturreform vor den 
Mitgliedern des Innenausschusses 
darzulegen. Nachfolgend veröffentli-
chen wir die Stellungnahme der GdP, 
die der Landesvorsitzende nach ei-
ner kurzen Begrüßung vorgetragen 
hat.

„Die GdP hat diese vor uns liegen-
de Umorganisation so nicht gefordert 
und schon gar nicht initiiert.“ 

Nun hat die Politik eine andere 
Entscheidung gefällt. 

Zu dieser Entscheidung und mit 
der Einberufung der Expertengruppe 
hat die GdP folgende Positionen ein-
genommen: 

Die Gewerkschaft der Polizei ist of-
fen für eine Polizeistrukturreform, 
denn sie könnte der Schlüssel sein, 
die Polizei nach vorne zu bringen. 
Aber es gibt eine Bedingung für un-
sere Offenheit, und diese Bedingung 
ist, die Zusage, dass alles was einge-
spart wird, ausschließlich für die Poli-
zei verwendet wird. 

Diese Position beruht auf unseren 
Erfahrungen der Vergangenheit; ins-
besondere der Erfahrungen im Zu-
sammenhang mit der Streichung von 
1000 Planstellen, der Zerschlagung 
des Wirtschaftskontrolldienstes und 
der Schließung von 212 Polizeiposten. 

Unsere Grundeinstellung haben 
wir an sechs Forderungen gebunden 
und diese klar artikuliert:
• Sozialverträgliche Umsetzung
• Nur sinnvolle Veränderungen
• �Optimierung der Personalressour-

cen
• Personelle Stärkung der Basis
• Bündelung von Kompetenz
• Bindung der „Gewinnabschöpfung“

Im Gewerkschaftsbeirat, also dem 
zweithöchsten Satzungsgremium der 
GdP, wurden die Reform und ihre 
Eckpunkte ausgiebig diskutiert, An-
regungen und Forderungen zur Um-
setzung der Polizeistrukturreform 

Öffentliche Anhörung im Innenausschuss

erarbeitet und das Ergebnis dem In-
nenministerium zugeleitet und publi-
ziert.

Der Gewerkschaftsbeirat sprach sich 
mit überwältigender Mehrheit (eine 
Gegenstimme, fünf Enthaltungen) für 
eine weiterhin konstruktiv-kritische 
Begleitung der Strukturreform aus. 

Allerdings liegt die Betonung auf 
kritisch, weil wir als Gewerkschaft 
den Auftrag haben, für unsere Mit-
glieder und alle Kolleginnen und Kol-
legen das Beste zu erreichen. Deshalb 
stemmen wir uns nicht gegen die Re-
form, sondern wollen und werden sie 
im Sinne unserer Kolleginnen und 
Kollegen mitgestalten, denn das neue 
Bild der Polizei wird uns jahrzehnte-
lang begleiten.

Unabdingbare Forderungen der 
Gewerkschaft der Polizei sind, unab-
hängig von der Entwicklung der 
Struktur, 
• �eine sozialverträgliche Umsetzung 

im Rahmen einer    Dienstvereinba-
rung, 

• �Beteiligung der Personalvertretung 
über die bestehenden gesetzlichen 
Regelungen hinaus, ggfs. sind Ge-
setze zu ändern oder erforderliche 
gesetzliche Ausnahmereglungen zu 
schaffen,

• �Investition der erwirtschafteten Ein-
sparungen in lang fällige Struktur-
verbesserungen bei der Polizei die-
ses Landes, die da sind,

• �Einführung der zweigeteilten Lauf-
bahn bei der Polizei in Baden-Würt-
temberg, 

• �die Qualifizierung und Höherbe-
wertung im Tarifbereich verbunden 
mit der Einführung der Polizei- 
fachangestellten und

• �bessere Aufstiegsmöglichkeiten und 
Bewertung für unseren Verwal-
tungsbereich. 
Bei den drei letztgenannten Punk-

ten wurden bestenfalls zarte kleine 
Schritte unternommen.

Als wichtigste Forderungen steht 
die „Sozialverträglichkeit“, welche 
nicht mit dem rechtlich festgeschrie-
benen Begriff der „Zumutbarkeit“ 
verwechselt werden darf.

Mit ihr steht oder fällt die Reform. 
Bekanntlich wird bei einer schnellen 
Umsetzung die Sozialverträglichkeit 
eingeschränkt, wogegen bei einer 
„behutsamen“ Umsetzung der Sozi-
alverträglichkeit ein höherer Stellen-
wert eingeräumt werden kann. 

Deshalb sprechen wir uns eindeu-
tig für eine behutsame Umsetzung 
aus, denn es darf keine Verlierer ge-
ben und die Kolleginnen und Kolle-
gen müssen mitgenommen werden.

Die politische Aussage ist: Die Poli-
zei muss in die neuen Strukturen hi-
neinwachsen. Die GdP strebte von 
Anfang an eine Dienstvereinbarung 
zur sozialverträglichen Umsetzung der 
Reform mit dem IM an. Gegen viele 
Widerstände aus den unterschied-
lichsten Richtungen  haben wir dieses 
Ziel erreicht. Die Dienstvereinbarung 
ist inzwischen unterschrieben.

Wir fordern auch eine Vereinba-
rung zur Regelung von Tele- bzw. 
Heimarbeitsplätzen, die ebenfalls 
kurz vor der Fertigstellung ist.

Die Kolleginnen und Kollegen mit-
zunehmen ist aus unserer Sicht uner-
lässlich. Diese Chance bietet zumin-
dest das zurzeit laufende Inte- 
ressensbekundungsverfahren. 

Ein Verfahren in einer derartigen 
Größenordnung dürfte einmalig sein 
–  Erfahrungen sind kaum vorhanden, 
aber ich weiß, dass viele meiner Kol-
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leginnen und Kollegen in anderen 
Bundesländern sehr neidisch auf Ba-
den-Württemberg blicken. Ob es 
auch funktioniert, wissen wir erst 
nach Abschluss des Verfahrens –   
doch wir sind zuversichtlich. Hier 
sind alle Beteiligten in der Pflicht! 

Uns als GdP war eine frühzeitige 
Einbindung der gewählten Personal-
räte  sehr wichtig und zwar auch der 
örtlichen Personalräte, denn nur die 
kennen i. d. R. die Personen und de-
ren Geschichte.

Datenschutzrechtliche Bedenken 
(und ein paar „Betonköpfe“) schie-
nen dies zunächst zu verhindern. 
Doch dann ebnete gerade der Hin-
weis des Landesdatenschutzbeauf-
tragten, dass ohne Zustimmung des 
Betroffenen die Daten in diesem Vor-
verfahren nicht an den Personalrat 
gegeben werden können, den Weg 
zur personalrätlichen Beteiligung in 
Form von sachkundigen Beratern. 

Im Januar 2014 werden die „Schal-
ter umgelegt“. Dies bedeutet jedoch 
nicht, dass wir dann sofort in die neu-
en Strukturen und Dienstgebäude ge-
hen, weil letztere noch gar nicht zur 
Verfügung stehen. Dies kann man be-
mängeln, aber wer davon ausgegan-
gen ist, dass alle ab Januar 2014 
gleich am neuen Dienstort im neuen 
Dienstgebäude starten, der ist nicht 
von dieser Welt.

Als GdP drängen wir immer darauf, 
dass die in Aussicht gestellten Punkte 
und Zusagen erfüllt und tatsächlich 
auch mit Leben erfüllt werden. 

Dies gilt insbesondere für unseren 
Maßstab – so dezentral wie möglich – 
so zentral wie nötig –.

Für eine gewisse Übergangszeit be-
deutet dies unter Umständen, dass  für 
die Organisation zwar nicht das Opti-
male erreicht, jedoch die Umsetzung 
für die Beschäftigten erträglicher wird. 
Fünf Jahre Übergangsfrist, wie zuge-
sagt und mehrfach niedergeschrieben, 
dürften der richtige Zeitrahmen für ein 
Hineinwachsen sein.  

Die Reform darf auch nicht dazu ge-
nutzt (missbraucht) werden, persönli-
che Vorstellungen und Gedanken von 
einer neuen Polizei umzusetzen, son-
dern der eigentliche Reformgedanke 
muss Maßstab sein. Erkennbaren Ent-
wicklungen werden wir mit allen Mit-
teln entgegenwirken.

Zum Entwurf des Polizeistrukturre-
formgesetzes haben wir eine ausführ-
liche Stellungnahme vorgelegt und 

Fortsetzung von Seite 1 uns intensiv mit den einzelnen Arti-
keln beschäftigt. 

Diese möchte ich aber mit Blick auf 
die Zeitvorgabe nicht erneut vortra-
gen, kann sie aber gerne zur Verfü-
gung stellen. Ein paar wichtige Punkte 
möchte ich jedoch ansprechen:

Inzwischen liegt der Evaluationsbe-
richt zur Reform der bayrischen Polizei 
vor. Dies bietet vor allem die Möglich-
keit, aus Fehlern zu lernen. Wir for-
dern daher, alle dort festgestellten Kri-
tikpunkte auf das Reformvorhaben in 
Baden-Württemberg zu reflektieren. 
Es ist zwar zulässig, auf die positiven 
Empfehlungen abzuheben, aber es ist 
auch unerlässlich, Kritik und Ände-
rungsvorschläge aufzunehmen.

Vor allem sollte hinterfragt wer-
den, ob wirklich alle Präsidien gleich 
oder von Anfang an gleich aufgestellt 
sein müssen. 

Die Erfahrungen in Bayern zeigen, 
dass sich die Einrichtung eines KDD 
grundsätzlich bewährt hat. Wir erlau-
ben uns dennoch darauf hinzuweisen, 
dass man sich bei dem ein oder ande-
ren regionalen Polizeipräsidium zur 
Einrichtung eines KDDs, wie auch ei-
nes Verkehrsunfalldienstes etwas 
Zeit lassen sollte. Sonst besteht u. U. 
die Gefahr, dass der Aufbau dieser 
Dienstzweige zu Lasten der vorhande-
nen „Basisdienststellen“ geht, da der 
angedachte Personalansatz, unserer 
Meinung nach, nicht ausreichend ist. 

Problematisch könnten aus unserer 
Sicht auch die Zuschnitte einiger zu-
künftiger Dienstbezirke werden. Hier 
sehen wir die Gefahr, dass zusätzli-
cher Koordinierungsbedarf entsteht, 
der zu einem Synergieverlust führen 
könnte. Beispielhaft seien hier die 
Dienstbezirke Konstanz, Heilbronn 
und Tuttlingen genannt. Bei Tuttlin-
gen wäre zum Beispiel die Wahl eines 
anderen, zentral gelegeneren Präsidi-
umssitzes denkbar. Wir regen an, dies 
vor der endgültigen Festlegung der 
Dienstbezirke nochmals zu beleuch-
ten.

Dies gilt auch für den Bereich der 
Ausbildung. Hier sind Baden-Würt-
temberg und Bayern nicht vergleich-
bar. Bei uns ist die Ausbildung eine 
eigenständige „Säule“, in der gerade 
regionale Schwerpunkte beachtet 
werden sollten. 

Zukünftig findet in Baden-Würt-
temberg polizeiliche Aus- und Fortbil-
dung im Süden oder im Großraum 
Stuttgart statt. Der nordbadische Raum 
spielt in diesem Konzept keine Rolle 
mehr, obwohl eine Vielzahl der zu-

Die Landesredaktion ist unter der 
E-Mail-Adresse redaktion@gdp-bw.de  
zu erreichen.  

Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei, Landesjournal, oder in der 
GdPdigit@l veröffentlicht werden sol-
len, an diese E-Mail-Adresse senden. 

In dringenden Fällen erreicht Ihr uns 
auch unter der Telefonnr. 0 15 25/ 
3 45 43 84. Der Redaktionsschluss für 
die September-Ausgabe 2013 des Lan-
desjournals Baden-Württemberg ist 
Freitag, der 9. August 2013, und für die 
Oktober-Ausgabe  2013,  Freitag, der 
6. September 2013. 

Nicht rechtzeitig zum Redaktions-
schluss eingesandte Artikel können 
von uns leider nicht mehr berücksich-
tigt werden.

Zur einfacheren Bearbeitung bitten 
wir um Übersendung von unformatier-
ten Texten ohne Fotos, diese bitte sepa-
rat zusenden.

Wolfgang Kircher und Thomas Mohr 

aus der redaktion
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künftigen Einstellungen aus den Bal-
lungsräumen Mannheim/Heidelberg 
und Karlsruhe zu erwarten sind. Auch 
ein Ausbildungsstandort Göppingen 
hat ähnliche Bedeutung. Wir fordern 
hier mehr Flexibilität. 

Den Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels innerhalb der Po-
lizei des Landes Baden-Württemberg 
kann nur durch deutlich erhöhte Ein-
stellungszahlen begegnet werden.

Ob dies durch zwei Ausbildungs-
stätten (Lahr und Biberach) geleistet 
werden kann, erscheint fraglich. Viel-
mehr wäre es aus unserer Sicht sinn-
voll, z B. in Bruchsal und Göppingen 
kleine „Außenstellen“ zu erhalten, 
welche organisatorisch an Lahr und 
Biberach angebunden sein könnten.

Das erforderliche Lehrpersonal und 
die logistischen Voraussetzungen wie 
z B. Unterrichtsräume wären bereits 
vorhanden und die administrative 
Aufgabenwahrnehmung könnten ohne 
Probleme von Lahr bzw. Biberach aus 
erfolgen. Die finanziellen Vorteile sei-
en hier nur am Rande erwähnt. Zudem 
müssen die Ausbildungsstätten Lahr, 
Biberach und Böblingen im Sinne des 
§ 9 (2) LPVG als Außenstellen betrach-
tet werden. Dies hätte zur Folge, dass 
dort die Bildung von Personalräten 
möglich wäre.  

Es kann einfach nicht sein, dass 
rund 700 Beschäftigte ohne örtliche 
personalrätliche Betreuung sein sol-
len. Aus unserer Sicht ist es  zwingend 
geboten, dass Personalräte vor Ort 
sind, die sich um die Belange der Kol-
leginnen und Kollegen kümmern. 

In diesem Zusammenhang möchte 
ich darauf hinweisen, dass die Frist, 
bis die nächsten Personalratswahlen 

durchzuführen sind, nämlich vom 
1. Oktober 2014 bis 31. Dezember 2014, 
unserer Meinung nach zu kurz ist.

Die bisherigen Dienststellen gehen 
Anfang Januar 2014 in die neuen 
Strukturen über. Dies geschieht mit 
dem Inkrafttreten des Reformgesetzes 
und mit der Inbetriebnahme der Funk-
leitstellen. Alles andere wird sukzessi-
ve in die neue Struktur wachsen. Dies 
erfordert einen zusätzlichen Bedarf 
an personalrätlicher Betreuungsarbeit, 

zudem müssen sich die Kolleginnen 
und Kollegen der „neuen“ Dienststel-
len erst kennenlernen bzw. ihren Ar-
beitsbereich eingerichtet haben. 

Gleiches gilt auch für Personalräte. 
Personalratsarbeit ist ehrenamtliche 
Tätigkeit, die grundsätzlich neben der 
täglichen Arbeit verrichtet wird. Po-
tenzielle Kandidatinnen und Kandida-
ten müssen erst ihren Platz in der neu-
en Struktur finden, bevor man sie mit 

der Entscheidung konfrontieren kann, 
ob sie sich für eine Personalratswahl 
zur Verfügung stellen. Aber gerade 
das Kennenlernen ist wichtig für eine 
gedeihliche Personalratsarbeit und für 
das Aufstellen sinnvoller Wahllisten. 

Deshalb regen wir an, den Zeit-
raum der nächsten Personalratswah-
len  auf den 1. März 2015 bis zum 31. 
Mai 2015 festzulegen.

Einen ganz wesentlichen Aspekt 
möchte ich noch ansprechen. Es sind 
Heim- und Telearbeitsplätze. Durch 
solche Arbeitsplätze können soziale 
Härten gemindert und verringert wer-
den und gerade bei Teilzeitkräften 
würde dies zu einer deutlichen Ent-
spannung führen. Hier wurde in 
der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung die 
Größenordnung von 200 solchen Ar-
beitsplätzen eingeplant – mit Sicher-
heit ein richtiger und zukunftsweisen-
der Weg. Wir bitten alle Verant- 
wortlichen, ja wir fordern sie auf, hier 
im Sinne der Beschäftigten großzügig 
zu verfahren. 

Summa summarum stellt die Struk- 
turreform nicht nur eine Chance, son-
dern auch eine große Herausforde-
rung für alle Beschäftigten dar. 

Wir sehen es als unsere Aufgabe an, 
als Gewerkschaft und vor allem als 
Personalräte dafür zu sorgen, dass die 
schlimmsten Befürchtungen nicht ein-
treten, Härten vermieden bzw. abge-
mildert werden und die Reform tat-
sächlich sozialverträglich umgesetzt 
wird. 

Dies wird nicht einfach, das weiß 
ich. Doch wir stellen uns dieser Aufga-
be für die Kolleginnen und Kollegen 
und nicht zuletzt für die Bürgerinnen 
und Bürger dieses Landes.� RSeid 

frauenseminar

Lebensbalance statt Burn-out
Am 20./21. 6. 2013 fand in Wertheim 

das Frauenseminar „Lebensbalance 
statt Burn-out“ unter der Leitung von 
Rita Henn statt. Die Referentin Karina 
Gütges verstand es zwei Tage lang, 
die Thematik und Entwicklung des 
Burn-out (entsteht, wenn man nicht 
gut für sich selber sorgt) so zu vermit-
teln, dass, trotz der Ernsthaftigkeit des 
Themas, es fast schon kurzweilig 
wirkte. Inhaltlich erfuhren die Teil-
nehmerinnen Entwicklungsstadien 
zum Burn-out, Möglichkeiten Burn- 
out zu erkennen und entsprechend 

gegensteuern zu können. Aufgelo-
ckert wurden die zwei Tage immer 
wieder durch selbstfindende Mit-
machübungen, Meditation und die Er-

kenntnis, Aufmerksamkeit folgt der 
Energie, daraus folgt, dass Leben of-
fen und positiv gestalten. Alle Teilneh-
merinnen waren übereinstimmend der 
Meinung, sehr viel von diesen zwei 
Tagen mitzunehmen, alle mussten sich 
mit sich selbst auseinandersetzen, 
konnten aber auch Kraft tanken, be-
kamen Stärken aufgezeigt, erhielten 
Wertschätzung und konnten trotz al-
lem einfach nur „Sie selbst sein“. Wie-
der ein tolles Seminar mit dem Fazit: 
ICH bin das Wertvollste in meinem Le-
ben und ICH sorge für MICH!
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25 Jahre Seniorengruppe

45 Jahre Seniorenarbeit in der GdP Baden-Württemberg
Von H. Werner Fischer, Landesseniorenvorsitzender

Die Bilder vom Alter und vom Al-
tern haben sich gewandelt in den 
letzten Jahren. Keine bisherige Ge-
neration älterer Menschen war bes-
ser qualifiziert und leistungsfähiger 
als die heutige. Älterwerden stellt 
somit keineswegs das Ende der Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben 
dar, sondern es ist oftmals der Be-
ginn neuer Formen des Aktivseins. 
Seit bereits 45 Jahren trägt die GdP 
Baden-Württemberg dem Umstand 
Rechnung, dass Rentner und Pensio-
näre Interessen und Anliegen haben, 
die sich von denen der „Aktiven“ im 
Beruf in vielen Bereichen unterschei-
den. Allerdings war es sowohl in der 
Bundes- als auch in der Landes-GdP 
noch ein langer und mühsamer Weg 
zur Verbesserung der Interessenver-
tretung dieser Altersgruppe. Und 
erst vor 25 Jahren wurde eine orga-
nisatorisch eigenständige Senioren-
gruppe innerhalb der GdP Baden-
Württemberg gegründet.  

1968 wurde auf dem Landesdele-
giertentag der GdP Baden-Württem-
berg beschlossen, im Landesvorstand 
das Amt eines Beisitzers für Pensionä-
re einzurichten; erster Amtsinhaber 
war Fritz Faller, ehemaliger Fachleh-
rer an der Landes-Polizeischule. 1981 
gab der damals 79-jährige Pensionär 
sein Amt ab; Nachfolger wurde Olaf 
Bong aus Stuttgart (heutiges Ehren-
mitglied), der 2005 mit 76 Lebensjah-
ren in der Landesseniorenkonferenz 
nicht mehr zur Wahl antrat. 

Viele Jahre waren die Beisitzer für 
Pensionäre („für Versorgungsfra-

gen“) im  Landesvorstand „Einzel-
kämpfer“, da es außer ihnen keine 
organisierte Gruppenvertretung gab. 
1986 beschloss der GdP-Bundeskon-
gress in Mannheim, auf zunehmen-
dem Druck der Rentner und Pensio-
näre unter den GdP-Mitgliedern, die 
Einrichtung einer Seniorengruppe 
auf Bundesebene mit eigenen Richtli-
nien und einem gewählten Vorstand. 
Es dauerte noch zwei Jahre, bis Olaf 
Bong auch den Landesvorstand der 
GdP Baden-Württemberg überzeu-
gen konnte, dem Beispiel der Bun-
des-GdP (und zwischenzeitlich fast 
aller Landesverbände) zu folgen: 
1988 beschloss der Landesvorstand 
die Gründung einer Seniorengruppe. 

Dazu wurden Richtlinien erstellt; 
mit diesen bekam die Gruppe jetzt ei-
nen fünfköpfigen Vorstand, der vom 
Geschäftsführenden Landesvorstand 
vorgeschlagen und vom Landesvor-
stand gewählt wurde. Erst 2002 wur-
den die Richtlinien derart geändert, 
dass die Mitglieder der Seniorengrup-
pe in den Seniorenkonferenzen demo-
kratisch ihren Vorstand wählen konn-
ten, dessen Vorsitzender die Rentner 
und Pensionäre im Landesvorstand 
vertritt. Bis zur Landesseniorenkonfe-
renz am 27. September 2005 war dies 
wiederum Olaf Bong. In dieser Konfe-
renz gab Olaf Bong den Landesvorsitz 
aus Altersgründen ab; er wurde später 
für seine Verdienste vom Landesdele-
giertentag zum Ehrenmitglied der 
GdP Baden-Württemberg gewählt.

Dann gab es einen Generations-
wechsel an der Spitze: Vorsitzender 
wurde Günter Cramer aus der Kreis-
gruppe (KG) Karlsruhe -PP-, sein 
Stellvertreter H. Werner Fischer aus 
der KG Freiburg -LPD-, Schriftführer 
wurde Peter Schmidt von der KG 
Bruchsal -BePo- (alle „Jungpensionä-
re“); Beisitzer blieben wie bisher Er-
win Müller (KG Freiburg -PD-) und 
Roland Zöller (KG Karlsruhe -LPD-). 

Der damals neue Landessenioren-
vorstand (LSV) hat sich bemüht, zu-
vor Bewährtes beizubehalten aber 
auch neue Bewegung in die Senio-
renarbeit zu bringen. Allerdings war  
ihm damals bewusst, dass viel Arbeit 
vor ihm liegt: „Dicke Bretter müssen 
noch durchbohrt werden!“ ist ein Zi-
tat aus einem Bericht über die Senio-
renkonferenz 2005. War die Senioren-
arbeit bis dahin mehr geprägt vom 
Einsatz für die beamten- und versor-
gungsrechtlichen Belange der „Ruhe-
ständler“ und die „Fachvertretung“ 
von Interessen einzelner Betroffener 
auf Landesebene („Beisitzer für Ver-
sorgungsfragen“), so ist dies zwar 
weiterhin als Aufgabe gesehen wor-
den, besonderes Augenmerk wird 
aber seither auf eine aktive Senioren-
arbeit vor Ort, also bei den Kreisgrup-
pen gelegt. Die GdP-Mitglieder, die 
der Seniorengruppe angehören, sol-
len erkennen können, das ihre GdP 
auch nach dem Berufsleben noch für 
sie und ihre Interessen da ist. Fortge-
führt wurden deshalb auch die Semi-
nare „Vorbereitung auf den Ruhe-
stand“, die sich zwischenzeitlich als 
„Renner“ entwickelt haben. 

Olaf Bong, ab 1982 „Beisitzer für Versor-
gungsfragen“ im GdP-Landesvorstand, von 
1989 bis 2005 Vorsitzender der Senioren-
gruppe

2. Bundesseniorenkonferenz 

In der Landesseniorenkonferenz 2005 neu 
gewählter Vorstand: (von links) Roland Zöller, 
Vorsitzender Günter Cramer, sein Vorgänger 
Olaf Bong, H. Werner Fischer, Erwin Müller; 
nicht im Bild, da Fotograf, Peter Schmidt
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Für eben diese Seniorenarbeit vor 
Ort hatte der GdP-Bundeskongress 
2002 in Magdeburg beschlossen, dass 
die GdP ein „Aktivprogramm für Se-
nioren (APS)“ ausarbeiten solle. Die-
ser Auftrag führte zur Erstellung ei-
ner Arbeitsmappe APS durch die 
Bundes-GdP. Hauptsächlicher Inhalt 
sind Unterlagen zur Vorsorge, Rat-
schläge für die Gesundheit im Alter, 
zur Gestaltung von Freizeit und Bil-
dungsangebote. Die Arbeitsmappe 
enthält Hinweise und Tipps vielfälti-
ger Art, damit den Kolleginnen und 
Kollegen Anregungen gegeben wer-
den, wie sie die Zeit des „Ruhestan-
des“ möglichst aktiv gestalten kön-
nen; wie sie gemeinsam mit anderen 
den „Dritten Lebensabschnitt“ als 
eine neue Herausforderung anneh-
men und erleben können. Durch ge-
schulte Multiplikatoren wurde die 
Mappe und ihre Inhalte den Senio-
renvertretern der Kreisgruppen in un-
serem Landesbezirk Baden-Württem-
berg nähergebracht. Die Arbeits- 
mappe soll also all jenen eine Hilfe-
stellung sein, die sich nach wie vor 
ihrer Gewerkschaft eng verbunden 
fühlen und sich für Kolleginnen und 
Kollegen engagieren, die im Ruhe-
stand sind. Für diese wurden die 
Mappen an die Kreisgruppen ab 2005 
ausgegeben. Mit dieser Arbeitsunter-
lage sollen die Seniorenvertreter vor 
Ort die Seniorenarbeit für die Mitglie-
der aktivieren, den Senioren mit Rat 
und Tat zur Seite stehen und damit 
eine Serviceleistung erbringen. 
Nachdem diese Arbeitsmappe ein 
wenig in die Jahre gekommen war 
und der GdP-Bundeskongress 2006 in 
Berlin auch einen entsprechenden 
Beschluss zur Aktualisierung gefasst 
hatte, ist dann der Inhalt des APS 
weiterentwickelt und aktualisiert 
worden. Er ist in digitaler Form auf 
den Internetseiten der Bundes-GdP 
eingestellt worden und ist für alle 
Mitglieder der GdP zugänglich. Mit 
der Internet-Nutzung ist der Zugang 
zu diesem Programm allen Mitglie-
dern ermöglicht worden. Zunehmend 

haben heute viele Kolleginnen und 
Kollegen Zugang zu diesem Medium. 
Dadurch sollte es gelingen, die Unter-
lagen und Ideen des APS viel mehr 
Kolleginnen und Kollegen zugänglich 
zu machen, als dies in der Vergan-
genheit geschehen konnte. Um diese 
EDV-Ausgabe von APS für die Arbeit 
in den Kreisgruppen noch attraktiver 
zu machen, wird derzeit das APS völ-
lig neu überarbeitet und aktualisiert. 
Es ist zu wünschen, dass dieses Ange-
bot vermehrt von allen Kolleginnen 
und Kollegen angenommen wird, da 
es eine schier unerschöpfliche Quelle 
verschiedenster Hilfen für viele Be-
reiche des Lebens ist – eben nicht nur 
für Senioren. In diesem Zusammen-
hang sieht der LSV auch eine Aufga-
be darin, bei Mitgliederversamm- 
lungen in den Kreisgruppen zu er-
scheinen und dort für die Seniorenar-
beit zu werben und aber auch den 
„Aktiven“ im Beruf deutlich zu ma-
chen, dass Seniorenarbeit eine Auf-
gabe aller GdP-Mitglieder ist, denn 
„was man den Alten wegnimmt, be-
kommen die Jungen nie mehr wie-
der“ und: „Die jungen Leute von heu-
te sollten gelegentlich daran denken, 
dass sie die alten Herrschaften von 
morgen sein werden. Denn morgen 
ist heute schon gestern!“ 

Zu Beginn des Jahres 2009 legte 
der Landesseniorenvorsitzende Gün-
ter Cramer aus persönlichen Gründen 
sein Amt nieder. Der Landessenioren-
vorstand (LSV) wählte gemäß den 
Richtlinien für die Seniorenarbeit den 
bisherigen stellvertretenden Vorsit-
zenden H. Werner Fischer zum Nach-
folger. Durch den freiwerdenden 
Platz konnte Kollege Manfred Bohn 
(von der Kreisgruppe Emmendingen) 
zur Mitarbeit gewonnen werden; er 
wurde zum stellvertretenden Vorsit-
zenden gewählt. Noch im selben Jahr 
verstarb der Schriftführer des LSV, 
Peter Schmidt. Für ihn konnte zu-
nächst keine Nachfolge gefunden 
werden.

In der dann 2011 folgenden Lan-
desseniorenkonferenz wählten die 
Delegierten einen neuen, jetzt wieder 
kompletten Vorstand. Neu hinzuge-
kommen war Rita Seyfrid (Kreisgrup-
pe Karlsruhe PP), die Roland Zöller 
ersetzte, der sich aus Altergründen 
nicht zur Wiederwahl stellte, und 
das GdP-Ehrenmitglied Wolfgang 
Schmidt (Kreisgruppe Ostalbkreis) 
als neuer Schriftführer für Peter 
Schmidt.

Fortsetzung auf Seite 6

Die Landesseniorenkonferenz 2011 wählte 
den Vorstand: (von links) Manfred Bohn 
(stellv. Vorsitzender), H. Werner Fischer 
(Vorsitzender), Wolfgang Schmidt (Schrift-
führer), Rita Seyfrid (Beisitzerin) und Erwin 
Müller (Beisitzer)

Die Delegierten der Landesseniorenkonfe-
renz 2011 bei einer Abstimmung

nachruf
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Bei der Fortsetzung der GdP-Seni-
orenarbeit sah der neue Vorstand auf 
Landesebene einen weiteren Schwer-
punkt: das Einbringen der „Senioren-
probleme“ in den GdP-Landesvor-
stand zur Umsetzung in die Politik 
und die Bemühungen für einen höhe-
ren Stellenwert der Seniorenarbeit in 
den verschiedensten Organisationen 
aber auch in der Gesellschaft schlecht-
hin.

Auf Landes- wie auf Bundesebene 
sind deshalb Anträge verschiedenster 
Art in Bearbeitung, unter anderem: 
konstruktiver Einsatz bei der Festle-
gung von Arbeitszeiten, insbesondere 
der Lebensarbeitszeit; Erhaltung der 
Besitzstände in Rente und Pension; 
Initiativen in der Gesundheitspolitik 
einschließlich der Pflegeversiche-
rung. Dem Landesvorstand wurde 
u. a. ein „Positionspapier des LSV 
zur Beamtenversorgung“ vorgelegt. 
Nicht erfolgreich waren intensive Be-
mühungen, die „Abschmelzung“ der 
Beamten-Pension von 75 auf 71,75 
Prozent, die Reduzierung der Wit-
wenpension auf 55 Prozent und der 
monatlichen „Sonderzahlung“ (ehe-
mals Weihnachtsgeld) für Pensionäre 
auf nur noch etwa 30 Prozent des 
Standes von 1993 sowie die Leis-
tungsreduzierung in der Beihilfe zu 
verhindern. 

Leider mussten sich in der Folge-
zeit nach der Landesseniorenkonfe-
renz 2011 bereits wieder zwei Mit-
glieder des LSV aus der Mitarbeit 
zurückziehen: Bereits am Ende des 
Wahljahres hat Rita Seyfrid ihr Amt 
abgeben müssen, weil es sie getroffen 
hat, wie viele andere auch: Sie nahm 
ihre pflegebedürftige Mutter zu sich 
und damit fehlt ihr jede Zeit für ein 
Ehrenamt in unserer Gewerkschaft. 
Und zu Beginn des Jahres 2013 der 
nächste „Schlag“: Von heute auf mor-
gen kann einem die Gesundheit seine 
Grenzen aufzeigen – insbesondere 
wenn man schon im Seniorenalter ist. 
So musste der langjährige Beisitzer 
im Landesseniorenvorstand (LSV), 
Erwin Müller, aus eben diesem Grund 
seine aktive Mitarbeit in der GdP be-
enden.

Zu Beginn des Monats Februar 
2013, wenige Tage vor seinem 75. 
Geburtstag, ließ die Gesundheit des 
Kollegen eine weitere Mitarbeit ein-
fach nicht mehr zu. Treffende Bei-
spiele dafür, wie sich von heute auf 
morgen manche Lebensgestaltung 

Fortsetzung von Seite 5 radikal verändern kann. Wer in der 
Seniorenarbeit tätig ist, weiß um 
dieses Problem – und mancher an-
dere wahrscheinlich auch. So be-
steht der LSV in der ersten Hälfte 
des Jubiläumsjahres 2013 nur noch 
aus einem „Restvorstand“ von drei 
Personen. Es gibt allerdings „Licht 
am Horizont“: Nachfolger könnten 
vielleicht bereits im zweiten Halb-
jahr als „Verstärkung“ hinzukom-
men.

Regelmäßig nimmt der Landesvor-
sitzende oder sein Vertreter an den 
Sitzungen des Bundesseniorenvor-
stands teil und natürlich werden die 
Senioreninteressen durch gewählte 
Delegierte in den jeweiligen Bundes-
seniorenkonferenzen und in den Lan-
desdelegiertentagen der GdP Baden-
Württemberg vertreten. So war 
beispielsweise Olaf Bong neben sei-
nem Amt als Landesseniorenvorsit-
zender auch viele Jahre Schriftführer 
im Geschäftsführenden Vorstand der 
Seniorengruppe (Bund).

In einem regelmäßigen Süd-Tref-
fen der Landesseniorenvorstände 
 von Saarland, Rheinland-Pfalz, Hes-
sen, Bundeskriminalamt, Thüringen, 
Sachsen, Bayern und Baden-Würt-
temberg werden hochinteressante In-
formationen ausgetauscht und man 
sieht, wie die Seniorenarbeit in ande-
ren Bundesländern läuft (oder auch 
nicht läuft). Auch auf den Senioren-
seiten der Internet-Auftritte von Bun-
des- und Landes-GdP werden stets 
Informationen angeboten. Eine große 
Nachfrage erlebt auch jährlich das 
Angebot einer Seniorenfahrt der Bun-
des-GdP (zuletzt stets organisierte 
Aufenthalte im sonnigen Süden). We-
gen des starken Interesses und der 
beschränkten Anzahl von Plätzen 
führt der LSV seit einigen Jahren in 
Zusammenarbeit mit der GdP-Service 
GmbH BW eine eigene Seniorenreise 
durch. 

Erwähnt werden soll an dieser Stel-
le noch, dass die GdP (Bund) im Mai 
2012 zum 25-jährigen Bestehen der 
Seniorengruppe (Bund) in Berlin eine 
Festveranstaltung durchführte. Die 
Seniorengruppe aus Baden-Württem-
berg war mit drei Vorstandsmitglie-
dern vertreten:

Der damalige GdP-Bundesvorsit-
zende Bernhard Witthaut stellte dabei 
in seiner Ansprache fest: „Die Senio-
ren sind ein Aktivposten in unserer 
Gewerkschaft der Polizei!“ Trotzdem 
klagte der Bundesseniorenvorsitzen-
de Anton Wiemers in dieser Veran-
staltung in seiner kämpferischen Art 
mehr Beteiligung und Kompetenzen 
innerhalb der GdP zur Gestaltung der 
Gewerkschaftspolitik ein. Wie hieß 
doch in dieser Chronik das Zitat aus 
einem Bericht über die Landessenio-
renkonferenz der GdP Baden-Würt-
temberg: „Dicke Bretter müssen noch 
durchbohrt werden!“ 

Es ist aber auch erfreulicherweise 
festzustellen, dass sich langsam doch 
in den verschiedenen Ecken unseres 
Landes in der Seniorenarbeit etwas 
tut: Wer aufmerksam die Landesseiten 
von „Deutsche Polizei“ liest, stellt eine 
Zunahme verschiedenster Aktivitäten 
und Veranstaltungen fest: Vorträge 
mit altersgerechten Themen, gemein-

Die Teilnehmer an der Bundesseniorenkonfe-
renz 2010

25 Jahre Seniorengruppe (Bund): Die 
Seniorengruppe Baden-Württemberg war 
vertreten durch (von links) Wolfgang 
Schmidt, H. Werner Fischer, Manfred Bohn.

Die baden-württemberger Teilnehmer an der 
Bundesseniorenkonferenz 2006.
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same Unternehmungen wie etwa Be-
sichtigungen, Tagesreisen und Wan-
derungen oder einfach nur der 
berühmte „Stammtisch“! Ich denke, 
dass wir den richtigen Weg einge-
schlagen haben. Für die Älteren, auch 
nach Erreichen des Ruhestandsalters, 
bedeuten heute in besonderem Maße 
das Eingebundensein in eine Gemein-
schaft und der Kontakt zu anderen 
Menschen oftmals Sinngebung und 
Strukturierung des Alltags. Sie wollen 
in diesem Lebensabschnitt aber vor al-
lem feststellen können, dass die Ge-
sellschaft ihre Lebensleistung hono-
riert und dies auch in einer gerechten 
finanziellen Versorgung nach dem Be-
ruf zum Ausdruck kommt.

Dabei sind nicht wenige bereit, 
auch neue Aufgaben zu übernehmen. 
Diese Tätigkeiten vermitteln dann 
das Gefühl, gebraucht zu werden, 
Verantwortung tragen zu können und 
eröffnet die Gelegenheit, neue Erfah-
rungen zu machen, zu lernen und 
sich weiterzubilden. 

Die Einrichtung einer eigenständi-
gen Seniorengruppe in der Gewerk-
schaft der Polizei war ein wichtiger 
Schritt im Rahmen der demografi-
schen Veränderungen in unserem 
Land – aber eben auch nur ein Schritt. 
Weitere müssen folgen. So beispiels-
weise ein engerer Schulterschluss in 
der Seniorenarbeit unter den Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes. 
Viele Überlegungen, Wünsche, Forde-
rungen und Probleme sind für die Pen-
sionäre und Rentner des öffentlichen 
Dienstes die gleichen. Wichtig ist da-
bei, dass es den Kolleginnen und Kol-
legen vor Ort bewusst ist, dass diese 
Arbeit für sie alle geleistet wird.

 Dass sie sowohl auf Kreisgrup-
penebene wie aber auch auf politi-
scher Ebene eine Gewerkschaft ha-
ben, die nicht nur die Interessen der 
aktiven Kolleginnen und Kollegen 
im Dienst vertritt, sondern auch die 
der Seniorinnen und Senioren im 
Ruhestand. Damit wir aber in der 
größten Polizeigewerkschaft unseres 
Landes Kraft und Durchsetzungsver-
mögen haben, damit die Politik an 
uns nicht vorbeiregieren kann, brau-
chen wir weiterhin die Solidarität al-
ler Kolleginnen und Kollegen und 
auch die wertvolle Mitarbeit an den 
verschiedensten Stellen. Gerade im 
Ruhestand ist man durch die Mög-
lichkeit der doch meist völlig freien 
Zeitgestaltung geradezu prädesti-
niert, mitzuarbeiten, gegenseitig vor 
Ort füreinander da zu sein und sich 

in allen möglichen Lebenssituatio-
nen einzumischen. Lasst es uns auch 
tun. Dafür ist die Gewerkschaft der 
Polizei und ihre Seniorengruppe da. 
Schließlich soll eine Überzeugung 

wir gratulieren

Die Gewerkschaft der Polizei gratuliert ihrem Geschäftsführer Ralf Knospe zum 15-jährigen 
„Dienstjubiläum“. Am 1. 7. 1998 hängte er die Uniform an den Nagel und wechselte von der 
ehrenamtlichen Tätigkeit auf die hauptamtliche Seite als Geschäftsführer der Gewerkschaft 
der Polizei in Baden-Württemberg. Die Gewerkschaft der Polizei sagt „Herzliche Glückwün-
sche und vielen Dank für alles“.

zur Beförderung zum/zur:
Erster Kriminalhauptkommissar
Alb-Donau/Ulm: Manfred Wogrin.
Kriminalhauptkommissar A 12
Esslingen: Jens Baierschmitt.
Polizeihauptkommissar A 12
Bepo-Göppingen: Tobias Fingerle.
Polizeihauptkommissar
Schwäbisch Hall: Oswald Nitsche.
Polizeihauptmeister/-in
Tübingen PD: Alexander Schäfer.

Personalmitteilungen

Die GdP gratuliert herzlich

Bestand haben: Gut dass es sie gibt, 
unsere Gewerkschaft der Polizei. 

 „Die größte Kulturleistung eines 
Volkes sind die zufriedenen Alten.“

Japanisches Sprichwort

Polizeiobermeister/-in
Esslingen: Patrick Raffalsky, Gülsah 
Sanci, Sandra Seemayer. Lörrach: 
Tamara Müller.
Es traten in den Ruhestand:
Pforzheim: Dieter Frautz.

Zusammengestellt v. A. Burckhardt
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Ihr Wolfgang Schmidt
Geschäftsführer
PSW-Reisen GbR
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